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Zauderer Clinton
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räsidentBill Clinton trat 1993 sein Amt mit demVer-
sprechen an: „Es istZeit für einen Wandel.“ DieWirt-Pschaftspolitik vonRonald Reagan und GeorgeBush be-

drohte Millionen Amerikaner mitArbeitslosigkeit. Zum er
stenmalmußte derMittelstandhinnehmen, daßsein Lebens-
standard sank. Die Zahl der Verarmten nahmbeängstigend z
– und ihnen verhieß Clinton eineneue Form vonHilfe.

Berufliche Fortbildungsollte ihnen ermöglichen, ihrLeben
wieder selbst in dieHand zu nehmen. MiteinemInvestitions-
programmwollte derPräsident die gesamte Wirtschaftankur-
beln, die Steuereinnahmen erhöhen und dasDefizit senken
Die Reform desGesundheitswesens machte er zumHauptan-
liegen derneuenRegierung: Die USA dürftennicht länger da
einzige Land in der industrialisierten Weltsein ohne ausrei-
chendenKrankenversicherungsschutz für alleBürger.

Clinton versprach überdies,sich für die vollständigeInte-
gration der ethnischen Minderheiten einzusetzen. Derkaum
verhüllte Rassismus, derunter den Republikanern herrsch
sollte derVergangenheit angehören.

In der Außenpolitikwollte Clinton den traditionellen amer
kanischen Einsatz für die Menschenrechte wieder in denMit-
telpunkt rücken. Einemultipolare Weltsollte nach demEnde
des KaltenKriegsentstehen, in der die Vereinten Nationen
Weltgendarm für Frieden sorgten.
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Schon die einfache Aufzählung dieser g
ten Vorsätze reichtaus, um klarzumachen
wie kraßClinton bisher gescheitert ist. D
historischeBedeutungseines Einzugs in
WeißeHaus lag janicht so sehr in derRück-
kehr der Demokraten an die Macht,son-
dern in der Chance, daspolitische System
Amerikasgänzlich neu zuorientieren.Clin-
tons Niederlagenkönnen unsdeshalbviel
über die Grenzen derReformmöglichkeiten
in der amerikanischen Gesellschaftlehren.

Hat Clinton dabeipersönlich versagt? S
cher, er hat großeSchwierigkeiten, eindeu
tige Entscheidungen zu fällen.Stets ver-
sucht er, Positionenmiteinander zuverein-
baren, dieunvereinbar sind.Weil er jeder-
mannsFreundsein will, jedermannsMei-
nung verstehenkann, hat erMißtrauen und
Enttäuschung,sogar Schimpf undSchande
auf sich gezogen. SeineUnfähigkeit, ein-
deutige Standpunkte zuvertreten, unter
scheidetsichindes nicht vom typischenVer-
halten amerikanischerEliten. Siespiegelt
deren fundamentaleUnfähigkeit wider, das
öffentlicheInteresse zu repräsentieren.

Bill Clinton wuchs ineiner zerbrochene
Familie auf, derwirtschaftliche Sicherhei
völlig fehlte. Daß es ihm trotzdemgelang,
die Präsidentschaft zu gewinnen, beweis
ne innere Zielstrebigkeit, dieseine Kritiker
nicht erkennenwollen.

Zweifellos verfügt Clinton über einen
ausgeprägten Idealismus. DieSchwierig-
keit ist nur, daß erjederzeit gegenübersich
selbstrechtfertigenkann,warum er seinen
Idealismus denErfordernissen der brutalen Realität opfe
müsse.

Clinton hatsich mit Leuten vonähnlichem Zuschnitt umge
ben, mit Männern und Frauen, diemeistens keineprivilegierte
Vergangenheithaben. Sie habenEliteuniversitäten besuch
und im Ausland studiert. Sie interessierensich für dieMacht;
die Frage istnur: Für wen benutzen sieihre Macht, wem kom
men ihreIdeenzugute?

Die neue Generation an derMacht repräsentiert nur ei
SegmentzeitgenössischerKultur – sie verkörpert dieliberalen
und säkularenWerte von Emporkömmlingen aus derMittel-
klasse. Daß ihr Aufstieg beimRest derGesellschaft nicht ge
rade begeisterte Ovationen hervorruft,könnenviele von ih-
nen einfach nicht begreifen.

Politisch galt Clinton als Inbegriff der „Neuen Demokra
ten“, die sich vomsozialdemokratischen Flügel derPartei ab-
gesetzthatten. Er war GouverneureinesStaates, dessen G
setze die gewerkschaftlicheOrganisation am Arbeitsplatz b
hinderten. Das ProgrammdieserNeuen Demokraten istnichts
weiter als einemoderatereVersion des republikanischen Le
motivs „Alle Macht denMärkten“.

Während desWahlkampfs hat Clinton nie gezögert, sei
Distanz zur Parteilinken deutlich zumachen. Überdies ist e
ein Südstaaten-Protestant; was immer ersich ansozialem Be-
wußtsein erhalten hat, entspringt eher
christlicher Solidarität – schon seitjeher ei-
ne treibende Kraft hintersozialenRefor-
men in Amerika – alssozialdemokrati
schemGedankengut.

Dennochgelang es seinenGegnern, ihn
als Linksradikalen zu verteufeln. Bere
im Wahlkampf entstand dieGefahr, daß
ein Rechtspopulist wie RossPerot genug
verdrossene und mißtrauische Wähler
sich sammelnwürde, um dem Republika
ner GeorgeBush zu einer relativen Meh
heit zu verhelfen.

Das Phänomen Perotverdient noch im-
mer Beachtung.Denn dieBotschaft des te
xanischen Milliardärs war und ist dieBot-
schaft des primitiven Parteiflügels der R
publikaner. Ihr Credo: DieRegierung is
verschwendungssüchtig undinkompeten-
ten Parasiten ausgeliefert. Alles was n
tut, ist „freies Unternehmertum“.

Wie Berlusconi gründete Peroteine
Bürgerbewegung, die er durchseine Top-
managerleiten ließ. Die soziale Zusam-
mensetzung seinerAnhänger isteinfach:
Sie sind weiß, kommen aus derProvinz
und wohnen in Suburbia.

Perots Organisation besteht weiter;
Zahl seiner Fans hatsich nicht erkennbar
verringert, selbstwenn er persönlich der
zeit im Hintergrund steht. Das enorme a
tipolitische und antistaatlichePotential,
auf das er sichstützt, läßtsich jederzeit
wieder mobilisieren. ObwohlPerot seine
Bewegung noch nicht mitanderenVer-
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mittlern apokalyptischer Ängste –etwa derchristlichenRechten
–vereinigthat,bleibt dieseOptioneinerealistische Möglichkeit
EinesolcheGruppierung könnte 30 bis 40 Prozent derWähler-
schafterreichen. Sie wäredanneine ernsthafteGefahr für die li-
berale und säkulareDemokratieUSA.

Um so wichtiger ist einClinton-Erfolg in der Sozialpolitik
Doch geradehierwollte derPräsident es allenrecht machen: Ei
nerseits verspricht er, dasüberkommeneSystem staatliche
Subventionen zubeenden. Damitstellt er Konservativeruhig,
die Sozialhilfeempfänger für arbeitsscheuhalten.SeineAlter-
nativpläne werdenaber voneinemTeil seinereigenen Partei
freunde torpediert, die fürchten, daß der Staat dieUnterschich
völlig fallenlassenkönnte.

Ähnliche Widersprüche kennzeichnen diePolitik des Präsi
dentenauch im Bereich derStrafjustiz. Er stimmteeinem Geset
zu, das lebenslangeHaftstrafen für jedenzwingendvorsieht, der
dreimal wegenGewalttatenverurteilt wurde. Das wäre in de
Tat ein staatlicher Anreiz für Wirtschaftswachstum –durch den
Bau von Gefängnissen. Bedarf besteht: Die USAhabenjetzt
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Präsident Clinton weiß,
daß auch dieVereinigten Staaten den

Kalten Krieg verloren haben
schon eineMillion Häftlin-
ge, im Verhältnis zurBevöl-
kerung die höchsteZahl von
allen Industrienationen.

Dagegen hat der Präside
ein wirkliches Verständnis
für die Entwicklung eine
multikulturellen und multi-
rassischen Gesellschaft
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den USA. Er brachte eine großeZahl von Hispanics und
Schwarzen in wichtigeÄmter. Ebenso förderte er die Erne
nung vonFrauen. Das magzwar die Sensibilität derRegierung
für diejenigenerhöhen, diebislang in politischenÄmtern un-
terrepräsentiert waren.Aber es istkein Ersatz für dieBeseiti-
gung vonUngerechtigkeiten.

as wichtigsteReformvorhaben des Präsidenten war
angestrebteRevision des Gesundheitswesens. GuD Prozent der US-Bevölkerung lebenständigoder vor-

übergehend ohnejeden Krankenversicherungsschutz. Clin
pries seineReform, dieVersicherungsschutz für alle unddafür
auch Beiträge der Arbeitgeber vorsah, alsEffizienzsteigerung
des bestehendenGesundheitswesenssowie alsBeitrag zur Ko-
stensenkung. Erstellte es nicht dar als den minimalen Solid
pakt einer Gemeinschaft,ohne denkeine zivilisierte Gesell-
schaftauskommt. Damittäuschte er die Öffentlichkeit,weil er
fürchtete, ihr die Wahrheitnicht zumuten zukönnen.

Die Halbherzigkeitbekam ihmschlecht. Ineiner Anzeigen
kampagne fürviele Millionen Dollar verleumdeten dieVersi-
cherungskonzerne dieReform als „sozialistisch“. Auch der
Kongreß hatsicheinstweilen geweigert, ClintonsPlänenzuzu-
stimmen – eine Allianz vonNeuen Demokraten undRepubli-
kanern hatentschieden, daßsich dieNation einen generelle
Versicherungsschutz vorerst nicht leistenkönne.

Übereinstimmend vertreten die Medien die Ansicht, d
Clintons Amtsführung in derAußenpolitik am meisten z
wünschen übriglasse.Doch sollte jeder ernstnehmen, wa
Clinton im Wahlkampfgesagthat: Die Stärke der USA im
Ausland hängt von der Stärke der USA daheim ab. Er w
selbst wenn er es nichtöffentlich sagt, daß die Vereinigte
Staaten den KaltenKrieg ebenfallsverlorenhaben.

Es tut gut,sichdaran zu erinnern, daß derKalte Krieg nicht
gerade derselbstloseAusdruck amerikanischenDemokratie-
strebens war. Er warvielmehr unauflöslichverwoben mit dem
sozialenKontrakt deramerikanischen Nachkriegszeit.

Der hatte Vollbeschäftigung, regelmäßigeLohnerhöhung
und sozialenFrieden versprochen.Sein wichtigstesElement
war die ständigeZunahme deramerikanischen Industriepr
duktion und damit dieSteigerung desLebensstandards für de
größtenTeil derBevölkerung. Diese Expansionhing zueinem
großenTeil von denAusgaben des KaltenKriegs ab: beispiels
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weise derUnterstützung für starke,technologischhervorragend
ausgerüstete Streitkräfte,derenWaffensysteme ständigerneu-
ert werdenmußten.

eutesind diePropagandisten des KaltenKriegs –Aka-
demiker, Bürokraten,Publizisten und Politiker – beH schäftigungslosgeworden.Begierigdarauf, eineandere

Welt zu finden, die sie kommandierenkönnten,sehen siesich
nachneuen Feinden um.Diese frustrierten Ideologensind es vor
allem, die ClintonsAußenpolitik mitHämeüberziehen. Sie ma
chen einen durchausglaubwürdigenAußenminister wie Warre
Christopher nieder undscheinen zudenken, daß einSicherheits-
berater wie Anthony Lake einVersagerseinmuß, nurweil er
wederüber dieVerschlagenheit einesHenry Kissinger verfügt
nochüberdessenunübertroffenen Zynismus.

Der Präsident ist zu der Überzeugung gelangt, daß die Öf
lichkeit derVereinigten Staaten derzeitnichtgewillt ist, die Bür-
de einerweltweiten Führungsrolle aufsich zunehmen. Und e
ist entschlossen, nicht denFehler von Bush zu wiederholen un
zu glauben, einkurzzeitiger
Triumph in Übersee könn
das Fehlenjeglicher Politik
zu Hause ersetzen.

Der amerikanischeBei-
trag zu einem vollständig
neuen außenpolitischen
Konzept, zur Rolle der Su
permacht in einerpolyzen-
,

trischenWelt, kannerstdanngefunden werden, wenn die i
neramerikanische Krisebeigelegt ist.

Clintons Amtsführung und Clintons Reformpolitikhaben
diese Krise nicht verursacht, siespiegeln sie lediglichwider.
Die Kandidaten der Demokratischen Parteisind bei denKon-
greßwahlen in dieser Woche stark gefährdet. Verluste inbei-
den Häusern desParlaments werden den ohnehingeschwäch
ten Präsidenten weiter schwächen.

Clinton wird künftig mit wechselndenMehrheiten regieren
müssen. Die Probleme, die er im Kongreßhat, sind allerdings
nur ein Abbild der Probleme, dieClinton auch in der Bevölke
runghat: Ein Drittel unterstützt ihn, einweiteresDrittel lehnt
ihn heftig ab. DieMitte dazwischenverhältsich gleichgültig –
und ist für Reformenimmer schwerer zu gewinnen.

Diese Situation ist gravierender als ein bloßerStimmungs-
umschwung.Auch traditionelleRepublikaner habenernsthaf-
te Schwierigkeiten beiihren Wählern. DieRepublikanische
Partei ist gespalten in alte undneueKonservative. Dieaktiv-
sten Parteimitglieder gehören derextremen Rechten an, s
werden von der herkömmlichen Parteielite verachtet.Soziolo-
gischsind sie imunterenMittelstandverankert.

Solangesich die sozialeKrise Amerikasverschärft, solang
der Lebensstandarddieses Mittelstands weitersinkt, könnten
die wohlhabenden Republikaner ihreweniger privilegierten
Parteifreunde als Stoßtrupps undnützliche Idioten an der
Wahlurne benutzen. EinsolchesBündnis aus kultureller Re
aktion, marktwirtschaftlichem Laisser-faire undrechtem Po-
pulismuskönnte für die Demokratentödlich werden.

Das wissenClintons Parteifreunde. DieSchwierigkeit ist
nur – und daranträgt der Präsidentselbst Schuld –, daß sie u
fähig sind, sich zuklaren Unterscheidungen zubekennen. Sie
weigern sich,einen alternativen Entwurf für eineSozialpolitik
vorzulegen, diesich von denIdeen der Republikaner und d
Perot-Anhängerdeutlich abhebt. Dadurch haben sieihre
Chancenverspielt, die unentschlossene Mittelklasse ineiner
gemeinsamenFront hintersich zuscharen.Dafür fehlte Clin-
ton und seiner ehrgeizigen Mannschaft nicht nur derpolitische
Mut, sondernwohl auch derWille zur Veränderung. Y

Birnbaum, 68, Mitglied der Demokratischen Partei, ist Pro-
fessor für Sozialwissenschaften am Jura-Zentrum der Wa-
shingtoner Georgetown University.


